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Politische Parteien in den Vereinigten Staaten 

Richard S. Katz1 
 

 
 

 Da praktisch alle gewählten Amtsträger auf Bundes-, Bundesstaaten- und sogar Kom-
munalebene entweder Demokraten oder Republikaner sind, ist das amerikanische Par-
teiensystem eines der am stärksten ausgeprägten Zweiparteiensysteme der Welt. Aller-
dings sind die beiden Parteiorganisationen hinsichtlich ihrer internen Entscheidungsfä-
higkeit extrem schwach. 

 
 Die Auswahl der Kandidaten für politische Ämter findet vorwiegend durch Vorwahlen 

statt. Obwohl die Parteiorganisationen eine gewisse Kontrolle über die Organisation ihrer 
Vorwahlen ausüben, haben sie letztlich praktisch keinen Einfluss auf die Auswahl der 
Kandidaten ihrer Partei.  

 
 Verglichen mit dem Verständnis von Parteimitgliedschaft in den meisten Ländern ist ins-

besondere hervorzuheben, dass amerikanische Parteien keine Mitglieder im engeren 
Sinn haben. Es gibt eine Reihe demokratischer oder republikanischer “Clubs”, die annä-
hernd einer Mitgliedschaft entsprechen. Offiziell sind sie jedoch nicht Teil der Partei.  

 
 Hauptträger der nationalen Parteiorganisation sind die Parteiorganisationen der einzel-

nen Bundesstaaten, deren Struktur sowohl durch parteiinterne Regelungen als auch 
durch die Wahlgesetzgebung des jeweiligen Bundesstaates festgelegt ist. Hauptträger 
der politischen Aktivitäten sind jedoch die Wahlkampforganisationen der einzelnen Kan-
didaten.  

 
 Insbesondere auf Bundesebene spiegelt die Struktur der amerikanischen Parteien ei-

ne Art Gewaltenteilung wider, wobei die Parteifraktionen im Repräsentantenhaus und 
im Senat und das nationale Parteikomitee zwar eng miteinander kooperieren, letztend-
lich jedoch drei unabhängige Organisationen sind. 
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Ein Zweiparteiensystem 
 
Die Parteienlandschaft in den Vereinigten 
Staaten verkörpert in gewissem Sinne ein 
Musterbeispiel für ein Zweiparteiensystem. 
Obgleich auf den Stimmzetteln oft eine Viel-
zahl kleiner bundesweit organisierter Partei-
en, wie z.B. die Green Party, die Constituti-
on Party und die Libertarian Party, und dar-
über hinaus noch eine manchmal verblüf-
fende Anzahl von Lokalparteien und unab-
hängigen Kandidaten erscheinen, erzielen 
deren Kandidaten selten mehr als ein paar 
Prozentpunkte der Wählerstimmen und 
werden so gut wie nie in Ämter gewählt. Die 
einzigen Ausnahmen von Bedeutung auf 
Bundesebene sind entweder Milliardäre wie 
Ross Perot, die ihre Präsidentschaftswahl-
kämpfe als Außenseiter und mit eigenen 
Geldmitteln bestreiten, oder gewählte Kon-
gressabgeordnete, die aus ihrer Partei aus-
treten, ohne der anderen Partei beizutreten. 
Schließlich gibt es noch jene, die als Kandi-
daten in den Vorwahlen ihrer Partei schei-
tern und als parteilose Kandidaten ihre Wie-
derwahl anstreben (z.B. Senator Joseph 
Liebermann).2 
Das Zweiparteiensystem bildet die Organi-
sationsgrundlage für beide Häuser des 
Kongresses, wobei die Mehrheitspartei je-
weils die Mehrheit der Abgeordneten in den 
ständigen Ausschüssen stellt und auch den 
Vorsitz in den Ausschüssen und Unteraus-
schüssen führt. Eine Ausnahme bilden da-
bei die Ethikausschüsse, deren Mitglieder 
auf beide Parteien gleich verteilt sind. Daher 
überrascht es nicht, dass die parteilosen 
Kongressabgeordneten sich einer der bei-
den großen Parteien im Kongress anschlie-
ßen. Eine ähnliche Situation ergibt sich bei 
der Wahl des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten durch Wahlmänner (electoral col-
lege). Diese Form der Präsidentschaftswahl 
gewährleistet, dass Kandidaten, die nicht 
den beiden Parteien angehören, zwar den 
Wahlausgang als sog. “Spielverderber” be-
einflussen können, aber praktisch keine 
Chance haben, auch nur eine einzige 
Wahlmännerstimme zu erhalten.3  
 

Obgleich ernstzunehmende Kandidaten 
extrem starkem Druck ausgesetzt sind sich 
einer der großen Parteien anzuschließen, 
verfügen diese Parteien im Sinne eines Par-
teiapparates nur über sehr wenig unabhän-
gige Machtbefugnis. Die Parteiprogramme 
auf nationaler Ebene (Manifeste) sind sogar 
für Präsidentschaftskandidaten nicht ver-
bindlich. 1996 gab Robert Dole, ein republi-
kanischer Präsidentschaftskandidat, öffent-
lich zu, er habe das Programm seiner Partei 
nicht gelesen und habe auch nicht die Ab-
sicht, dies zu tun. Obwohl die Macht der 
Kongressfraktionen und ihrer Vorsitzenden, 
Abgeordnete zu belohnen oder zu bestra-
fen, mit der Zeit größer geworden ist, ist ihre 
Machtbefugnis im Vergleich zu Parteivorsit-
zenden anderer Länder erheblich geringer. 
Insbesondere hat der Parteiapparat nicht die 
Macht, eine erneute Kandidatur zuzusichern 
oder zu verweigern. Am besten betrachtet 
man amerikanische Parteien als halbwegs 
permanente Bündnisse von Politikern und 
ihren Anhängern, die in vielen (aber durch-
aus nicht allen) Punkten übereinstimmen 
und die ein Zweckbündnis zur Erreichung 
ihrer politischen Ziele eingehen. Trotzdem 
bleiben Politiker unabhängige Akteure, die 
von der Parteilinie abweichen können, wann 
immer ihr Gewissen oder die politische Op-
portunität einen solchen Schritt erfordern. In 
diesem Zusammenhang ist es weitaus 
wahrscheinlicher, dass sie wegen ihrer “Un-
abhängigkeit” gelobt werden, als dass man 
ihnen Treulosigkeit vorwerfen würde.  
Eines der Unterscheidungsmerkmale ameri-
kanischer Parteien ist die Tatsache, dass 
keine der Parteien einen Parteivorsitzenden 
im engeren Sinne hat, wie etwa Stephane 
Dion, Vorsitzender der Liberal Party in Ka-
nada, und Kurt Beck, Vorsitzender der SPD. 
Selbst der Präsident, der oft als “nomineller 
Vorsitzender” betrachtet wird, kann nur in 
geringem Maße Autorität über die Kon-
gressabgeordneten seiner Partei ausüben. 
Diese beschränkt sich weitgehend auf die 
Forderung, dass man ihm öffentlichen Re-
spekt zollt und dass er aufgrund seines Am-
tes ihre politischen Projekte entweder för-
dern oder blockieren kann. Daher muss ein 
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Präsident, der nicht wiedergewählt werden 
kann und der in der Wählergunst abgesun-
ken ist, einsehen, dass sein nomineller Par-
teivorsitz nur von geringem politischen Ge-
wicht ist.  
 
Innerparteiliche Bündnisse 
 
In einem Land von der Größe und Hetero-
genität der Vereinigten Staaten ist es nicht 
verwunderlich, dass jede der großen Partei-
en ein Bündnis ungleicher Strömungen dar-
stellt, die nicht immer miteinander in Ein-
klang gebracht werden können. Die weltan-
schaulichen Unterschiede innerhalb einer 
Partei sind nicht mehr so ausgeprägt  wie in 
den 1960er Jahren, als die Demokraten 
versuchten, die Kluft zwischen den ent-
schlossenen Verfechtern der Rassentren-
nung in den Südstaaten und ihrer liberalen 
Wählerschaft im Norden zu überbrücken. 
Dennoch sind diese philosophischen Unter-
schiede sowie rein geographisch begründe-
te Interessenunterschiede und der Fokus 
auf die einzelnen Kandidaten in der ameri-
kanischen Politik eine Erklärung dafür, wa-
rum die Parteidisziplin im Kongress im Ver-
gleich zu anderen Ländern viel geringer ist – 
auch wenn sie in den vergangenen Jahren 
zugenommen hat. Gleichzeitig muss man 
jedoch betonen, dass die offensichtlichen 
Vorteile, die Abgeordnete der Regierungs-
partei geniessen, ein enormer Ansporn sind, 
die innerparteilichen Differenzen in Kauf zu 
nehmen.  
Auf nationaler Ebene umfasst die republika-
nische Partei drei Grundströmungen. Die 
erste ist charakterisiert durch das Bestreben 
nach geringer Einflussnahme seitens der 
Regierung (small government), freier 
Marktwirtschaft und individueller Willens- 
und Handlungsfreiheit (Libertarians). Diese 
Gruppierung ist in der Regel unternehmer-
freundlich, da sie jegliche Regulierung der 
Wirtschaft ablehnt. Sie befürwortet Steuer-
senkungen, da reduzierte Steuereinnahmen 
den Handlungsspielraum der Regierung 
einschränken. Diese Tendenz kennzeichne-
te die Republikaner in der Vergangenheit als 
die Partei, die Steuersenkungen mit Redu-

zierungen der Staatsausgaben kombinierte, 
um einen ausgeglichenen Staatshaushalt zu 
erzielen. Allerdings haben die Republikaner 
in der Regierungszeit von George W. Bush 
ein enormes Haushaltsdefizit zu verantwor-
ten, das hauptsächlich durch Steuersenkun-
gen ohne einhergehende Ausgabenkürzung 
verursacht wurde.  
Die zweite Gruppierung innerhalb der repub-
likanischen Partei setzt sich aus Befürwor-
tern eines sozialen und religiösen Konserva-
tismus zusammen, deren Ablehnung des 
Rechts auf Schwangerschaftsabbruch und 
der Ehe zwischen homosexuellen Partnern 
von zentraler Bedeutung sind. Die dritte 
Gruppierung tritt für eine Politik ein, die auf 
internationaler Ebene Alleingänge und Do-
minanz befürwortet und sich für ein starkes 
Militär einsetzt. Hier ersetzt der “Krieg ge-
gen den Terrorismus” den Kalten Krieg und 
wird zum obersten nationalen Anliegen. 
Zweifellos sind die Wertvorstellungen der 
“Libertarians” nicht leicht mit umfassender 
gesetzlicher Regulierung gesellschaftlicher 
Bereiche zu vereinbaren. Das gleiche trifft 
für hohe Militärausgaben bei gleichzeitig 
starken Steuersenkungen zu.   
 
Die Bündnisse innerhalb der demokrati-
schen Partei umfassen zwangsläufig Ten-
denzen, die im Gegensatz zu denen der 
Republikaner stehen. Die Demokraten sind 
eher Befürworter staatlicher Marktregulie-
rung und höherer Ausgaben für Sozialhilfe. 
Trotzdem muss man sie auf diesen Gebie-
ten “rechts” von den großen europäischen 
konservativen Parteien einordnen. Sie sind 
die Partei, die eine liberale Gesellschaft 
anstrebt. Ihre Außenpolitik ist multilateral 
orientiert und eher bereit, die Grenzen un-
verhohlener, militärischer Machtpolitik zu 
erkennen. Die Demokraten sind jedoch auch 
die Partei der verschiedenen ethnischen 
Gruppen – vor allem der Afroamerikaner – 
deren religiöser Konservatismus parteipoli-
tisch gesehen mir ihrem Engagement für 
Bürgerrechte und Programme zur Unterstüt-
zung der sozial Schwachen in Konflikt steht, 
was zu innerparteilichen Spannungen führt.  
Ebenso wichtig ist die Tatsache, dass sich 
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beide Parteien aus einem Verbund individu-
eller Politiker zusammensetzen, die die Inte-
ressen ihrer Wählerschaft im Auge behalten 
müssen und die außerdem ihre Wahlkampf-
organisation aufbauen und selbst die Gelder 
zur Finanzierung ihres Wahlkampfes be-
schaffen müssen. Wegen der enormen 
Wahlkampfkosten in Amerika richten Kon-
gressabgeordnete ihr Augenmerk oft mehr 
auf die Belange ihres Wahlbezirkes – und 
die Geldspender für ihren Wahlkampf – als 
auf die Parteiführung. Die Parteiführung ist 
nicht geneigt, irgendwelche Forderungen zu 
stellen, die die Wiederwahl eines Abgeord-
neten gefährden könnten, denn die Partei-
führer der Mehrheitspartei genießen im Ver-
gleich zu jenen der Minderheitsparteien er-
hebliche Vorteile. 
 
Vorwahlen 
 
Zu den wichtigsten Entscheidungen einer 
Partei zählt die Auswahl ihrer Kandidaten. In 
den Vereinigten Staaten entzieht sich die 
Entscheidung jedoch der Parteikontrolle und 
wird stattdessen von den Wählern in Vor-
wahlen getroffen. Im Gegensatz zu den so 
genannten Vorwahlen in einigen anderen 
Ländern sind die amerikanischen Vorwahlen 
offizielle Wahlen, deren Austragung von den 
gleichen öffentlichen Institutionen durchge-
führt wird wie die allgemeinen Wahlen. Ihre 
Organisation unterliegt dem öffentlichen 
Recht und nicht Parteisatzungen. Die Teil-
nahme an den Vorwahlen beschränkt sich 
nicht auf Parteimitglieder, sondern steht 
jedem Wähler offen, und in einigen Fällen 
spielt es keine Rolle, für welche Partei sich 
ein Wähler hat registrieren lassen. Amerika-
nische Parteien unterscheiden sich von den 
Parteien anderer Länder vor allem darin, 
dass sie keine Parteimitglieder im eigentli-
chen Sinne haben. Die Registrierung eines 
Wählers für eine bestimmte Partei wird 
manchmal einer Mitgliedschaft gleichge-
setzt, was jedoch nicht zutrifft, da die Re-
gistrierung eine Angelegenheit des öffentli-
chen Rechts und keine Parteiangelegenheit 
ist. Die Parteien können keinem Wahlbe-
rechtigten die Registrierung verweigern und 

der Bürger geht durch seine Registrierung 
keinerlei Verpflichtung gegenüber dieser 
Partei ein. Generell trifft dies sowohl auf das 
Recht zu, die Nominierung als Kandidat 
einer Partei anzustreben, als auch auf das 
Recht, sich durch Stimmabgabe in den Vor-
wahlen an der Auswahl eines Kandidaten zu 
beteiligen. Außerdem existiert die Parteire-
gistrierung nicht in allen Bundesstaaten. 
Auch wird die Zugehörigkeit zu einem “Par-
teiverein” manchmal einer Parteimitglied-
schaft gleichgesetzt, aber diese Vereine 
sind formal nicht Teil der Partei, und ihre 
Mitglieder haben keine besonderen Rechte 
hinsichtlich der Durchführung von Parteian-
gelegenheiten oder bei der Auswahl von 
Parteifunktionären.  
Die überwiegende Mehrheit der Kandidaten 
sowohl für den Kongress und das Gouver-
neursamt der Bundesstaaten, als auch für 
fast alle anderen Ämter auf bundesstaatli-
cher oder kommunaler Ebene werden durch 
Vorwahlen in Einzelwahlkreisen ausgewählt, 
in denen nur der Kandidat mit den meisten 
Stimmen gewählt wird. Obwohl die erneute 
Nominierung eines Amtsinhabers auch ohne 
Gegenkandidaten erfolgen kann, müssen 
sich viele einem Herausforderer stellen, und 
eine beachtliche Anzahl der Amtsinhaber  
(zumindest in Anbetracht einer Wiederwahl-
quote von über 90%) werden in den Vor-
wahlen geschlagen. Die Aussicht, sich in 
den Vorwahlen einem Herausforderer stel-
len zu müssen, ist einer der Gründe, warum 
es so schwierig ist, die Parteidisziplin im 
Kongress zu bewahren. Das Vorwahlprinzip 
erklärt auch, warum Abgeordnete mit an-
scheinend “sicheren” Mandaten so viel Zeit 
mit dem Sammeln von Wahlkampfspenden 
verbringen. In den meisten Fällen ist eine 
Niederlage in den Vorwahlen eine Niederla-
ge tout court, aber in einigen Bundesstaaten 
ist es möglich, dass der/die unterlegene 
Kandidat/in als parteiunabhängiger Heraus-
forderer bei den allgemeinen Wahlen antre-
ten kann, wie z.B. Senator Joseph Lieber-
mann, der 2006 sein Mandat erfolgreich 
verteidigte, nachdem er die Vorwahlen der 
Demokraten in Connecticut verloren hatte.  
 



 
FOKUS AMERIKA                                             7 / 2007 

 5 

Präsidentschaftskandidaten werden eben-
falls praktisch durch Vorwahlen (oder Wahl-
versammlungen) ausgewählt. Verfahrens-
technisch läuft das in diesem Fall jedoch so, 
dass nicht die Kandidaten unmittelbar ge-
wählt werden, sondern dass die Abstim-
mung über Parteitagsdeligierte erfolgt, die 
ihre Stimme einem bestimmten Kandidaten 
zugesichert haben.4 Die zeitliche Abfolge 
der Vorwahlen für die Präsidentschaft, die 
im Allgemeinen nicht gleichzeitig mit den 
Vorwahlen für bundesstaatliche und kom-
munale Ämter abgehalten werden, wird von 
Bundesstaat zu Bundesstaat festgelegt. 
Bisher war der zeitliche Abstand zwischen 
den ersten Vorwahlen (Iowa und New 
Hampshire) und denen in bevölkerungsrei-
chen und größeren Staaten immer genü-
gend groß, damit relativ unbekannte Kandi-
daten ihre Wahlkampfmittel auf diese ersten 
Wahlkämpfe konzentrieren konnten, um 
dann durch ihren dortigen Erfolg (oft kein 
wirklicher Sieg, sondern ein Übertreffen der 
Erwartungen) zusätzliche Wahlkampfgelder 
und Unterstützung für die nächste Vorwahl-
runde zu erzielen. Durch diesen graduierli-
chen Prozess des Aussiebens stand zum 
Zeitpunkt des Parteitages der Kandidat mit 
der sicheren Mehrheit bereits fest, so dass 
der Parteitag praktisch zu einer „Krönungs-
zeremonie“ wurde.5  
 
Im Jahr 2008 werden jedoch am “Tsunami-
Dienstag” (5. Februar) in 22 Staaten, u.a. in 
New York und Kalifornien, Vorwahlen ab-
gehalten. Diese finden nur drei Wochen 
nach der Vorwahl in Iowa und sogar nur 
zwei Wochen nach New Hampshire statt.6 
Dieser kurze Zeitraum reicht wahrscheinlich 
nicht aus, damit der in den frühen Vorwah-
len gewonnene Boden Früchte tragen kann. 
Dies gilt sowohl für die Außenseiter als auch 
die frühen Spitzenkandidaten. Für alle Kan-
didaten ist es deshalb wichtig, in diesen 
Staaten schon früh mit der Organisation 
ihres Wahlkampfes und insbesondere der 
Spendensammlung zu beginnen, um einer-
seits die Kosten für die gleichzeitigen Wahl-
kampagnen in mehreren Staaten zu decken, 
und andererseits Journalisten von ihrer Att-

raktivität für die Medien zu überzeugen. Ei-
ne weitere Konsequenz könnte sein, dass 
die Parteitage im Jahr 2008 auf mehr als 
eine bloße Krönung hinauslaufen.7 Falls bis 
Januar kein eindeutiger Spitzenkandidat 
erkennbar ist, ist es zumindest denkbar, 
dass durch die vorgezogenen Vorwahlen ein 
Mitläufereffekt vermieden wird, bevor sich 
eine gewisse Anzahl von Delegierten auf 
den gleichen Kandidaten festlegt, sondern 
ihre Stimmen sich auf mehrere Kandidaten 
verteilen, so dass eine Stimmenmehrheit 
basierend auf fest zugesicherten Delegier-
ten im ersten Wahldurchgang nicht mehr 
möglich ist. Tritt dieser Fall ein, wird die 
Nominierung durch die Delegierten, die ihre 
Stimme noch nicht zugesichert haben (im 
allgemeinen Parteifunktionäre oder gewähl-
te Amtsinhaber, die als Delegierte ex officii 
fungieren) entschieden, oder die Kandidaten 
handeln unter sich aus, wer von ihnen no-
miniert wird. 
 
Nationale Komitees und nationale Partei-
tage 
 
Was die formale Organisation der großen 
Parteien anbelangt, bilden deren nationale 
Komitees die Führungsspitzen. Hauptfunkti-
on der nationalen Komitees ist die Einwer-
bung von Spendengeldern, aber sie über-
nehmen auch in begrenztem Maße Öffent-
lichkeitsarbeit und sorgen außerdem dafür, 
dass ihre Partei in den Bundesstaaten und 
in den Kommunen professionelle organisa-
torische Hilfe erhält. Die jeweiligen nationa-
len Parteizentralen übernehmen auch eine 
Vermittlerrolle zwischen den Kandidaten 
und dem Teil der unabhängigen Wahl-
kampforganisationen (Meinungsforscher, 
Medienberater usw.), die der betreffenden 
Partei nahe stehen.  
Das nationale Komitee einer Partei wählt 
seinen nationalen Vorsitzenden. Allerdings 
wird der nationale Vorsitzende der Partei 
des Präsidenten praktisch vom Präsidenten 
ernannt (zumindest bis der nächste Präsi-
dentschaftskandidat feststeht). Der Vorsit-
zende der Partei des Präsidenten hat vor 
allem organisatorische Aufgaben zu erfüllen 
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und hat wenig direkten politischen Einfluss. 
Der nationale Vorsitz der Oppositionspartei 
ist von größerer Bedeutung. Dies betrifft 
sowohl die Organisationsstrategie der Par-
tei, als auch die Erarbeitung des Parteipro-
gramms. Er hat daher auch Einfluss auf die 
Inhalte der öffentlichen Diskussion. Daraus 
folgt, dass nach einer Niederlage des Präsi-
dentschaftskandidaten einer Partei ernsthaf-
te Auseinandersetzungen bei der Wahl des 
neuen Vorsitzenden zu erwarten sind. Die 
Wahl spiegelt sowohl den Einfluss der ver-
schiedenen Strömungen innerhalb der Par-
tei wider als auch den Versuch, deren Ge-
wicht zu verlagern. Mike Duncan (Republi-
kaner) und Howard Dean (Demokrat) sind 
derzeit die nationalen Vorsitzenden.  
In der parteiorganisatorischen Hierarchie 
stehen die alle vier Jahre stattfindenden 
Parteitage über den nationalen Komitees. 
Dem Anschein nach werden sie einberufen, 
um den Präsidentschaftskandidaten zu no-
minieren, aber tatsächlich wird auf dem Par-
teitag lediglich das Ergebnis von schon an 
anderer Stelle getroffenen Entscheidungen 
offiziell zur Kenntnis genommen. Sie sind 
deshalb kaum mehr als “telegene” Wahl-
kampfereignisse, so dass die drei großen 
amerikanischen Fernsehsender sie nicht 
einmal mehr mit ausführlichen Direktüber-
tragungen würdigen. Wie schon oben er-
wähnt, resultiert der Bedeutungsschwund 
der Parteitage als tatsächlicher Entschei-
dungsorgane aus der Tatsache, dass bei 
den Vorwahlen in zunehmendem Maße De-
legierte nominiert werden, die sich schon 
von vornherein auf einen bestimmten Kan-
didaten festgelegt haben.  
 
Parteien im Kongress 
 
Außer ihrem nationalen Parteikomitee ha-
ben die Parteien voneinander unabhängige 
Führungsstrukturen im Senat und im Reprä-
sentantenhaus. Die jeweiligen Vorsitzenden 
werden von ihrer Partei”fraktion” ohne for-
male Einflussnahme durch die nationalen 
Komitees (oder, im Falle der Regierungspar-
tei, des Weißen Hauses) gewählt. Allerdings 
können, wie überall in der Politik, informelle 

Unterstützung und politische Verbindungen 
von signifikanter Bedeutung sein. Im Reprä-
sentantenhaus wird der/die Führer/in der 
Mehrheitspartei zum Sprecher gewählt. 
Nancy Pelosi aus Kalifornien ist derzeit die 
Sprecherin. Dem Sprecher untergeordnet 
sind der Majority Leader (zur Zeit Steny 
Hoyer aus Maryland, dessen Wahl von der 
Sprecherin Pelosi bemerkenswerterweise 
nicht unterstützt wurde), der Majority Whip 
und der Vorsitzende der Demokratischen 
Fraktion.  Führer der Republikanischen Par-
tei sind der Minority Leader (John Boehner) 
gemeinsam mit dem Minority Whip und den 
Vorsitzenden der Republican Conference 
und des Republican Policy Committee im 
Repräsentantenhaus. Führungspositionen 
im Senat sind die Führer der Mehrheitspar-
tei (Demokraten) und der Minderheitspartei 
(Republikaner) (Harry Reid aus Nevada 
bzw. Mitch McConnell), sowie die jeweils 
stellvertretenden Parteiführer der Mehrheits- 
und Minderheitspartei (Whips). Der Partei-
führer der Demokraten im Senat ist auch 
Vorsitzender der Democratic Conference8, 
während bei den Republikanern das Amt 
des Conference Chairman eine separate 
Führungsposition ist. Beide Parteien (Frakti-
onen) wählen die Vorsitzenden ihrer Policy 
Committees. 
 
Im Gegensatz zu den parlamentarischen 
Parteien in den meisten anderen Ländern 
sind die Partei”fraktionen” des Kongresses 
nicht den nationalen Komitees unterstellt. 
Überdies unterhalten sie ihre eigenen unab-
hängigen Organisationen zwecks Spenden-
sammlung und Wahlkampfberatung: die 
Wahlkampfausschüsse des Kongresses. Zu 
den Tätigkeitsbereichen dieser Ausschüsse 
gehören die Rekrutierung von Kandidaten 
(was nicht mit der Kandidatenauswahl bei 
den Vorwahlen verwechselt werden darf), 
die Einwerbung und Verteilung von Spen-
dengeldern für Wahlkämpfe, die Unterstüt-
zung der Kandidaten bei ihren eigenen 
Spendensammlungen und das Zuspitzen 
kontroverser politischer Themen sowie die 
Fokussierung der medialen Aufmerksamkeit 
auf die Schwächen der Opposition. Die 
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Wahlkampfausschüsse streben im Allge-
meinen eine ausgewogene Verteilung ihrer 
Finanzmittel an, indem sie sowohl die Wahl-
kämpfe aller amtierenden Abgeordneten 
(die ihre Basis bilden) unterstützen, als auch 
jene, bei denen der Wahlerfolg des eigenen 
Kandidaten unsicher ist. Sie versuchen, auf 
diese Weise die Mehrheit im Kongress zu 
erhalten oder zu erlangen. Als Kriterium für 
die finanzielle Unterstützung eines Kandida-
ten verlangen sie lediglich ein Minimum an 
Parteiloyalität. Tatsächlich ist sogar ein Fall 
bekannt geworden, bei dem der Republika-
nische Wahlkampfausschuss des Senats 
die Wahlwerbung eines Republikanischen 
Senators finanzierte, der Illoyalität zu seiner 
Partei als Thema benutzte, um seine Chan-
ce auf Wiederwahl in einem normalerweise 
Demokratisch wählenden Staat zu verbes-
sern.  
Zwar hat insbesondere der Sprecher des 
Repräsentantenhauses eine Reihe formaler 
Machtbefugnisse zur Belohnung oder Be-
strafung von Abgeordneten, er kann aber 
keine Befehle erteilen. Die Mehrheitspartei 
verliert nur selten eine wichtige Abstim-
mung, aber das liegt vor allem daran, dass 
der Sprecher des Repräsentantenhauses 
wichtige Abstimmungen, für die eine Mehr-
heit nicht gesichert ist, erst gar nicht dem 
Plenum zur Abstimmung vorlegt. Die Befug-
nisse anderer Führungspositionen im Kon-
gress sind sogar noch bescheidener. Das 
gilt insbesondere für den Senat, dessen 
Geschäftsordnung für die Beendigung einer 
Debatte praktisch eine Mehrheit von 60 
Stimmen und nicht die einfache Mehrheit 
von 51 Stimmen festlegt. Die Macht der 
Fraktionsführer erstreckt sich nicht auf das 
Erzwingen von Parteidisziplin, sondern ba-
siert eher auf ihrer parteistrategisch günsti-
gen Verhandlungsposition, die es ihnen er-
möglicht, Kompromisse auszuhandeln. Letz-
ten Endes können die Parteiführer nur dann 
führen, wenn ihre Gefolgschaft bereit ist zu 
folgen. Das bedeutet, dass die scheinbare 
Stärke der Parteiführung oft mehr von dem 
Grad innerparteilicher Übereinstimmung 
abhängt als von ihrer Befugnis, Parteidiszip-
lin zu erzwingen. “Den Familienfrieden be-

wahren”, wie es die Politikwissenschaftlerin 
Barbara Sinclair ausdrückt, zählt zu den 
wichtigsten Aufgaben eines Fraktionsführers 
im Kongress.  
 
Das Parteiparadox 
 
Obwohl die amerikanischen Parteien als 
Organisationen Schwächen aufweisen, 
spielt es eine große Rolle sowohl für den 
politischen Prozess, als auch für die politi-
schen Inhalte, welche der beiden Parteien 
die Mehrheit im Kongress besitzt (oder ob 
sie sich die Kontrolle des Kongresses teilen 
müssen). Ausschlaggebend ist, ob die 
Mehrheitspartei auch die Partei des amtie-
renden Präsidenten ist. Der Partei mit der 
Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses 
fallen neben den Vorsitzen sämtlicher Aus-
schüsse auch das Amt des Sprechers des 
Repräsentantenhauses zu, der laut Ge-
schäftsordnung befugt ist, die Abstimmung 
über eingebrachte Gesetzesvorlagen zu 
blockieren; allerdings kann er die Verab-
schiedung eines Gesetzes nicht unbedingt 
beeinflussen. Falls die Partei des Präsiden-
ten die Mehrheit im Senat stellt, müssen 
sich die vom Präsidenten ernannten Amts-
träger einer weit weniger rigorosen Überprü-
fung im Bestätigungsverfahren im Senat 
unterziehen. Ausschüsse, deren Vorsitzen-
de der Präsidentenpartei angehören, sind 
weit weniger geneigt, potenziell peinliche 
Untersuchungen bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufsichtsfunktion durchzuführen. Gene-
rell gilt, dass Angehörige der Präsidenten-
partei davon ausgehen, dass sie den Präsi-
denten unterstützen sollten, während Ange-
hörige der Oppositionspartei meinen, Vor-
schläge des Präsidenten mit Skepsis be-
gegnen zu müssen. 
Für Wähler ist das Parteietikett ein wichtiger 
Bezugsrahmen. Daher sind alle Politiker 
bemüht, dass das Etikett ihrer Partei auf 
positive Resonanz bei der Wählerschaft 
stößt. Zugleich gehen sowohl der Präsident 
als auch die Kongressabgeordneten davon 
aus, dass sie mehr als Einzelpersonen denn 
als Angehörige einer Partei Verantwortung 
tragen. Der Spruch: “Ich wähle den Mann 
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(oder die Frau) und nicht die Partei.” hat 
ebenfalls einen positiven Nachhall. Partei-
führer besitzen nur in begrenztem Maße die 
Möglichkeit, zu belohnen oder Parteidisziplin 
zu erzwingen. Schlussfolgernd kann man 
sagen, dass in der amerikanischen Politik 
der Parteizugehörigkeit große Bedeutung 
beigemessen wird, die Parteien selbst hin-
gegen wesentlich weniger Bedeutung ha-
ben. 
 
Washington, DC – 26. November 2007 
 
Übersetzung: Niels T. Clegg 
 
Die hier dargestellte Position des Autors 
spiegelt nicht zwangsläufig die Position der 
FES oder der Organisation wider, für die der 
Autor arbeitet. 
 
                                            
1   Richard S. Katz ist Professor für Politikwissenschaft an 
der Johns Hopkins University in Baltimore, MD. Eine ausführ-
lichere Version dieses Artikels findet man bei Richard S. 
Katz: Political Institutions in the United States (Oxford: Ox-
ford University Press, 2007). 
2  Senator Bernie Sanders aus Vermont ist eine noch unge-
wöhnlichere Ausnahme. Sanders, der von 1991 bis zu seiner 
Senatswahl im Jahr 2006 Abgeordneter des Repräsentan-
tenhauses war, führte seine Wahlkämpfe ausdrücklich als 
parteiloser Kandidat. Als Mitglied des Senats und des Rep-
räsentantenhauses hat Sanders allerdings immer so abge-
stimmt als sei er demokratischer Abgeordneter. 
3  Der Hauptgrund dafür ist die “Winner-takes-all”-Regelung, 
die in fast allen Bundesstaaten gilt. Der Kandidat, der die 
Mehrheit der Stimmen erhält, bekommt alle Wahlmänner-
stimmen (Electoral College). 
4  Richtlinien der Demokratischen Partei legen fest, dass 
Delegierte proportional zum Ergebnis der Vorwahlen (oder 
Wahlversammlung) zugeteilt werden; der Schwellenwert 
beträgt 15 Prozent. Die Republikaner erlauben den Bundes-
staaten eine “Winner-takes-all”-Strategie bei den Vorwahlen.  
5  1952 war das letzte Mal, dass ein Präsidentschaftskandi-
dat nicht schon im ersten Wahlgang des Parteitags gewählt 
wurde. 
6  Viele Staaten wollen ihre Vorwahlen frühzeitig abhalten – 
Kalifornien z.B. hat vor kurzem die Vorwahlen von Juni auf 
den ersten Dienstag im Februar vorverlegt – da es der Mei-
nung ist, dass Staaten, die ihre Vorwahlen früh abhalten, 
einen übermäßig großen Einfluss ausüben.  
7  Der Parteitag der Demokraten wird vom 25. bis 28. August 
2008 in Denver (Colorado) und der der Republikaner vom 1. 
bis 4. September 2008 in Minneapolis (Minnesota) stattfin-
den. 
8  Die Senate Democratic Conference ist der Organisations-
träger für alle demokratischen Senatoren und deren Mitarbei-
terstab. Ihr Geschaftsführer nimmt den dritthöchsten Rang in 
der Parteiführung ein. 
 


